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IN DIESER AUSGABE INTERVIEW mit Prof. Herbert Rebscher, bis 2016 Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit  
PRÄVENTION in Sachsen-Anhalt | NOVELLIERUNG RETTUNGSDIENST – und dann?

V E R A N S T A L T U N G E N

Qualität steht hoch im Kurs
Der vdek konnte das „Who is Who“ der Qualitätsexperten des Gesund-
heitswesens für eine Fahrt nach Magdeburg gewinnen. So sprachen 
etwa Frau Dr. Klakow-Franck, Dr. Veit und Prof. Rebscher über künftige 
Herausforderungen (siehe auch Seite 8).

D
as XVIII. Gesundheitspolitische 
Symposium der vdek-Landesver-
tretung Sachsen-Anhalt fand im 
Magdeburger Herrenkrug zum 

Thema „Qualitätssicherung im Gesund-
heitswesen“ statt. Rund 50 Gesundheitsex-
perten des Landes diskutierten zwei Tage 
lang über das Thema Qualität. Die Qualität 
der gesundheitlichen Versorgung, mit me-
dizinischen und ökonomischen Aspekten, 
tritt in den nächsten Jahren immer mehr in 
den Fokus des Gesundheitswesens.

Funktionswandel als roter Faden 

Sie war natürlich schon immer wichtig, 
aber nun noch mehr. Weg von der Quali-
tätssicherung, die sich ursprünglich allein 
als originäre Aufgabe des ärztlichen Be-
rufsstandes verstanden hat, über „Bench-
marking von Krankenhäusern im geschütz-
ten Raum“ und „Public Reporting“ über 
„Strukturqualitäts-Richtlinien und Min-
destmengen zur Versorgungsteuerung“ hin 
zu Pay for Performance / Qualitätsverträge“.

Dieser Funktionswandel und die da-
mit einhergehende neue „Verknüpfung“ 
medizinischer und ökonomischer Aspekte 
war der rote Faden des gesundheitlichen 
Symposiums im vergangenen Herbst. Von 

den ökonomischen Grundlagen (Mühlen-
kamp) über die Aktivitäten von der Bun-
desebene (Klakow-Franck, Rebscher, Veit, 
Krug) bis zu Beispielen aus Sachsen-An-
halt (Heinemann-Meerz, Bröker, Jorch) 
wurde berichtet. Die Referenten und das 
wie immer aktiv mitdiskutierende Plenum 
waren sich grundsätzlich schnell darüber 
im Klaren, dass sich dieser Funktionswan-
del nur über eine ausgewogene Diskussi-
on zu den einzelnen Qualitätskriterien, auf 
deren Grundlage die anstehenden Struk-
turveränderungen auch in Sachsen-Anhalt 
folgen sollen, vollziehen kann.
Fünf Gesichtspunkte haben sich hierzu 
verfestigt:

1. Strukturwandel braucht ein vertrau-
ensvolles Miteinander, einen ehrli-
chen Dialog und fairen Umgang zwi-
schen Politik und Selbstverwaltung.

2. Die Selbstverwaltung braucht eine 
Rechtsaufsicht – aber keine Fachauf-
sicht über medizinische Belange.

3. Eine qualitätsorientierte Versor-
gungssteuerung ist angesichts der 
bestehenden Vergütungssysteme 
dringend geboten.

4. Die gemeinsame Selbstverwaltung 
auf Bundes- und Landesebene muss 
ihre Handlungsfähigkeit bei der 
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Die Vorbereitungen für die Sozial-
wahl 2017 gehen auf die Zielgera-
de. Im Frühjahr erhalten viele Bür-
ger per Post ihre Wahlunterlagen 
und können bei der Kranken-, Pfle-
ge-, Renten- und Unfallversicherung 
ihre Stimme abgeben. Die Briefe 
werden zwischen dem 10. April und 
dem 11. Mai 2017 versendet. Damit 
die Stimme gezählt werden kann, 
müssen die ausgefüllten Wahlunter-
lagen bis zum 31. Mai 2017 eingegan-
gen sein. Obwohl es sich bei den So-
zialwahlen um die drittgrößte Wahl 
nach der Bundestagswahl und der 
Wahl zum EU-Parlament handelt, ist 
vielen Versicherten nicht klar, wie 
wichtig ihre Stimme ist. Wer wählt, 
nimmt Einfluss und bestimmt bei 
Fragen mit, die jeden etwas ange-
hen: zum Beispiel bei der Gestaltung 
des Zusatzbeitrages oder bei Wider-
spruchsangelegenheiten. Weite-
re Informationen erhalten Sie unter 
www.sozialwahl.de. 
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Sie sind gefragt, 
 bitte wählen Sie!
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Strukturanpassungen zu vollziehen.
Mit dieser „Qualitätsdiskussion“ schär-

fe man rechtzeitig den Blick auf erforder-
liche Veränderungen in den Versorgungs-
strukturen des Landes.

Ausblick

Eine älter werdende Bevölkerung mit ei-
nem höheren Anteil chronischer Erkran-
kungen bestimmt den künftigen medizini-
schen Bedarf. Das Gesundheitswesen muss 
darauf mit adäquaten Versorgungsangebo-
ten und engerer Kooperation regieren, so 
ein Ausblick auf das 19. Gesundheitspoli-
tische Symposium, das sich Ende Novem-
ber 2017 auf die Suche nach den künftigen 
Herausforderungen in der Gesundheitsver-
sorgung in Sachsen-Anhalt begeben wird.

Alle Referate des XVIII. Symposiums 
finden Sie auf der Internetseite der vdek-
Landesvertretung Sachsen-Anhalt: vdek.
com/LVen/SAH/Politik/Termine.html  

Umsetzung der Vorgaben des G-BA 
unter Beweis stellen.

5. Sektorales Denken muss einem pro-
fessionellen Schnittstellenmanage-
ment weichen.

(Siehe auch Interview mit Prof. Herbert 
Rebscher; Seite 3)

Die Landessicht

„In Sachsen-Anhalt ist man in Fragen 
der Qualitätssicherung bereits gut aufge-
stellt“, formulierte Staatssekretärin Frau 
Beate Bröcker und führte aus, dass man 
in Sachen Krankenhausplanung bereits 
vor über zehn Jahren von einer reinen 
Bettenplanung Abstand genommen habe 
und Planungskompetenzen in bilateralen 
Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen 
(LQV) konzentriert habe. Hier vereinbaren 
Krankenhäuser und Krankenkassen not-
wendige Planungskennziffern wie: Min-
destmengen, Leistungsausschlüsse und 
strukturelle Vorgaben.

Seitens der Landesregierung kündigte 
sie an, den gesetzlichen Rahmen für eine 
qualitätsorientierte Versorgungssteue-
rung in Sachsen-Anhalt bereits 2017 neu 
zu fassen. Damit befindet man sich mit-
ten in einer Diskussion zur  Definition 
über planungsrelevante Qualitätsindika-
toren (PlanQI), die es ermöglichen, Ver-
sorgungsqualitäten zu bewerten, zu un-
terscheiden in gute, durchschnittliche und 
unzureichende Qualität und schließlich 

ZUR ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN G-BA UND SELBSTVERWALTUNG bei der Umsetzung der Qualitätsoffensive 
im Gesundheitswesen
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DR. REGINA KLAKOW-FRANK (unparteiisches 
Mitglied im gemeinsamen Bundesausschuss; G-BA) 
beschwört den notwendigen Funktionswandel der 
Qualitätssicherung

Es wäre doch zu schön, wenn alle Be-
handlungen erfolgreich wären, so 
dass die Patienten immer gesund 
nach Hause könnten. Im Gesundheits-
wesen sind die Dinge aber kompli-
ziert. So gehen die finanziellen Anlie-
gen der Leistungserbringer, die Dinge, 
die dem Patienten vordergründig am 
Wichtigsten sind, und der Spagat, den 
die gesetzliche Krankenversicherung 
zwischen Finanzen und Leistungen 
hinlegen muss, oft weit auseinander.
Das letztjährige Symposium hat die-
ses Dilemma wieder deutlich ge-
macht. Der Gesetzgeber versucht, die 
teils gegenläufigen Interessen mit ei-
ner Qualitätskampagne auszuglei-
chen. Der damit einhergehende Auf-
wuchs an Bürokratismus ist sicher, 
das Erreichen von medizinisch und 
ökonomisch befriedigenden Lösun-
gen freilich nicht. Es ist wie im Mär-
chen vom Hasen und dem Igel, dass 
die gesetzliche Krankenversicherung 
versucht, die Fallzahlmehrung der 
Leistungserbringer mit Reglementie-
rungen und Prüfungen, die letztlich 
auch auf Qualitätsvorgaben beruhen, 
einzudämmen. 
Hoffen wir, dass die gemeinsame 
Selbstverwaltung zumindest diese 
Aufgaben löst und der Landesebene 
die zugehörige Umsetzung aufträgt. 
Dann käme es allerdings auf die Ak-
teure im Land an, etwa eine qualitäts-
basierte Krankenhausplanung gegen 
die Interessen ausgewählter Träger 
zu beschließen.

K O M M E N T A R

Vom Hasen und 
dem Igel

von 
DR. KLAUS HOLST  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Sachsen-Anhalt
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Steuerung des Gesundheits­
wesens durch Selbstverwaltung 
ist ein leistungsfähiges Prinzip
In den letzten 25 Jahren war Prof. Rebscher gern gesehener und gehörter 
Redner auf unseren Veranstaltungen. Auf dem letztjährigen Symposium 
hat er uns folgende Fragen beantwortet.

Was waren Qualitätssprünge der medizini-
schen Versorgung in den letzten 25 Jahren?
Gemessen an den Kriterien der internatio-
nalen Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung ist die me-
dizinische Versorgung in Deutschland auf 
einem hohen Niveau. Wichtige Qualitäts-
sprünge in der Vergangenheit wurden hier-
für mit dem GKV-Modernisierungsgesetzt 
2004 eingeführt. Mit dem Gesetz wurde der 
Gemeinsame Bundesausschuss und das In-
stitut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im 
Gesundheitswesen gegründet, mit der Auf-
gabe Kriterien für die Qualitätssicherung 
festzulegen und die Vor- und Nachteile 
in der medizinischen Versorgung objektiv 
zu überprüfen. Darüber hinaus wurde den 
Krankenkassen ermöglicht, Verträge zur in-
tegrierten Versorgung abzuschließen, denn 
so wird eine qualitativ hochwertige Versor-
gung durch die enge Verzahnung von Fach-
ärzten, Kliniken sowie Reha-Einrichtungen 
garantiert und für eine schnellere Gene-
sung der Patienten gesorgt.

Gibt es das Versorgungskonzept für die de-
mografische Entwicklung und die Zunahme 
von chronischen Erkrankungen?
Um der demografischen Entwicklung zu 
begegnen bedarf es einer konsequenten 
Bewertung des Nutzens, der Qualität und 
der Wirtschaftlichkeit neuer Therapien. 
Ein wichtiger Bestandteil hierbei ist die 
Stärkung der Versorgungsforschung. Des 
Weiteren sollten vorhandene Steuerungs-
instrumente, z. B. das Arzneimittelmarkt-
neuordnungsgesetz, besser umgesetzt 
werden. In 2015 hatten die Ausgaben für 

Arzneimittel ein neues Rekordniveau er-
reicht. Ein Grund dafür ist, dass bei 60 von 
insgesamt 134 neuen Arzneimitteln kein 
Zusatznutzen bescheinigt wurde. Trotz-
dem werden auch diese Arzneimittel sehr 
häufig verordnet, da die offiziellen Infor-
mationen zur Nutzenbewertung nicht bei 
den Ärzten in der Praxis ankommen. Hier 
sollte nachgebessert werden.

Wie sollte der Wettbewerb im Gesundheits-
wesen konstruktiv gestaltet werden?
Gefragt sind klare ordnungspolitische 
Vorstellungen, an denen alle weiteren 
konkreten Eingriffe und Reformschritte 
auszurichten sind. Im Vergleich zur Ver-
gangenheit ist ein höheres Maß an Ver-
lässlichkeit und Planungssicherheit sowie 
eine nachvollziehbare und stabile Anreiz-
struktur für alle beteiligten Akteure not-
wendig. Das bedeutet: Wenn man z. B. auf 
die solidarische Umverteilung im System 
setzt, dann darf es keine Wahltarife geben, 
die auf individuelle Nutzenkalküle abzie-
len. Wenn es umlagefinanzierte Beiträ-
ge gibt, dann schließt das eine risikoäqui-
valente Prämiengestaltung aus. Wenn es 
keine staatlichen Einheitslösungen geben 
soll, dann muss man Raum für selbstver-
waltete Institutionen und wettbewerbliche 
Suchprozesse schaffen.

Der Risikostrukturausgleich soll faire Be-
dingungen im Wettbewerb schaffen. Be-
steht Aussicht, dass dies irgendwann ge-
lingt? Und wovon hängt das ab?
Die aktuelle Diskussion zeigt: Auf brei-
ter Front wird die Notwendigkeit gesehen, 

dass wir eine Überarbeitung benötigen. Ich 
würde es begrüßen, wenn sich die Politik 
als Zieldatum für eine Reform des Morbi-
RSA auf den 1. Januar 2019 verständigt, die 
dann 10 Jahre nach dem Start des Gesund-
heitsfonds in Kraft tritt. Dazu gibt es eine 
gemeinsame Positionierung der Ersatz-
kassen. Wir haben uns zu sechs wichtigen 
Feldern positioniert, in denen Änderungen 
stattfinden müssen. Über die hierfür er-
forderliche Datengrundlage und Evaluati-
on sollte noch im Vorfeld der Bundestags-
wahl entschieden werden.

Wie ist Ihre Position zum Stellenwert der 
Selbstverwaltung im Gesundheitswesen?
Die Selbstverwaltung im Gesundheitswe-
sen erfüllt wichtige Gestaltungsaufgaben, 
die ihr der Gesetzgeber übertragen hat. 
Sie garantiert eine versichertennahe, leis-
tungsfähige und wirtschaftliche Gesund-
heitsversorgung. Sie steht dabei für Solida-
rität und Mitbestimmung der Betroffenen. 
Die Steuerung des Gesundheitswesens 
durch die Selbstverwaltung ist ein leis-
tungsfähiges Prinzip, dessen Stärken sich 
im Vergleich zu staatlich oder privatwirt-
schaftlich organisierten Gesundheitssyste-
men deutlich zeigen. Ich glaube, dass der 
Erfolg unseres Sozialstaates in Deutschland 
auch etwas damit zu tun hat, dass wir die-
se Form der Selbstverwaltung haben.  

PROF. HERBERT REBSCHER WÄHREND SEINES 
VORTRAGES: hoch konzentriert
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P R Ä V E N T I O N  I

Das „Gesamtgesellschaftliche“  
gehört in den Fokus
Landespolitik als auch die Präventionsakteure setzen hohe Erwartungen in die  
Umsetzung des Präventionsgesetzes durch die Krankenkassen und ihre Verbände. 
Aber nicht nur die GKV ist gefordert!

G
esetzliche Kranken- und Pflege-
versicherungen, Unfall- und Ren-
tenversicherungen und das Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales und 

Integration haben sich Ende letzten Jahres 
auf eine Landesrahmenvereinbarung für 
eine qualitätsgesicherte Umsetzung von 
Prävention und Gesundheitsförderung in 
Sachsen-Anhalt verständigt. Gemeinsam 
mit den beteiligten Partnern Bundesagen-
tur für Arbeit, Städte- und Gemeindebund 
sowie Landkreistag Sachsen-Anhalt hat 
man sich das Ziel gesetzt, die Nachhaltig-
keit und Reichweite von Präventionspro-
jekten zu erhöhen. 

Grundlage für dieses Vorhaben ist das 
Präventionsgesetz, das im August 2015 ver-
abschiedet wurde. Dieses soll der Stärkung 
von Prävention und Gesundheitsförderung 
in allen Lebensphasen und -bereichen der 
Bevölkerung in Deutschland dienen. Auf 
der Basis einer bundesweiten Präventions-
strategie sollen nunmehr die darin formu-
lierten Ziele in Sachsen-Anhalt einheitlich 
und zielgerichtet umgesetzt werden.

Ziel der unterzeichneten Landesrah-
menvereinbarung ist es, durch Koopera-
tionen der beteiligten Partner die bereits 
existierenden Gesundheitsaktivitäten im 
Land Sachsen-Anhalt zu bündeln und die 
Förderung der Gesundheit in allen Le-
benswelten, d.h. von der Kita bis hin zur 
Pflegeeinrichtung – gezielt weiterzuent-
wickeln. Dazu haben die Träger der Lan-
desrahmenvereinbarung ein Landesforum 
„Prävention Sachsen-Anhalt“ gegründet, 
das in den nächsten Jahren bewährte An-
sätze und Kooperationen der Prävention 
und Gesundheitsförderung ausbauen und 
neue Gesundheitsinitiativen voranbringen 

möchte. So sollen unter anderem Schwer-
punktthemen wie „Gesundheit bei Er-
werbslosen“, „Prävention in der Pfle-
ge“ sowie „Gesundheitsförderung in den 
Kommunen“ verstärkt in den Focus rücken. 
(siehe Schema Landesforum)

Im Zuge des Abschlusses der Landes-
rahmenvereinbarung wurden unter dem 
Dach des „Landesforums Prävention Sach-
sen-Anhalt“ mehrere Arbeitsgruppen ein-
gerichtet. Diese werden sich den Schwer-
punktthemen der Gesundheitsförderung 
strategisch und inhaltlich zuwenden. Die 
ersten Ergebnisse sind noch im Laufe des 
Jahres zu erwarten.

Neue und überarbeitete Leitfäden

In den neuen und zum Teil überarbeite-
ten Leitfäden zur „Prävention“ und „Prä-
vention in stationären Pflegeeinrichtun-
gen“ werden inhaltliche Handlungsfelder 
benannt und die Qualitätskriterien in der 
Primärprävention (Individualpräventi-
on, Setting-Ansatz) und der betrieblichen 
 Gesundheitsförderung definiert, die für 
die Leistungserbringung vor Ort verbind-
lich gelten.

Die Leitfäden stehen auf der Website 
des vdek zum Download bereit: www.vdek.
com/vertragspartner/Praevention.html  

DAS NEUE LANDESFORUM und seine Arbeitsgruppen für schwer erreichbare Zielgruppen mit besonderem 
Präventionsbedarf
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Landesforum „Prävention Sachsen-Anhalt“

AG 1

„Verzah-
nung von 

Arbeits- und 
Gesundheits-
förderung“

AG 2

„Gesundheits-
förderung für 
Alleinerzie-

hende“

AG 3

„Prävention in 
der Pflege“

AG 4

„Arbeits-
schutz und 
Betriebliche 
Gesundheits-
förderung“

AG 5

„ Gesundheit 
in der 

 Kommune“

AG 6

„Psychische 
Gesundheit“

Sonstige Anträge

Gesetzliche  
Krankenkassen

Setting

http://www.vdek.com/vertragspartner/Praevention.html
http://www.vdek.com/vertragspartner/Praevention.html
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Lebenshilfe Magdeburg  
is(s)t gesünder!
Die Ersatzkassen in Sachsen-Anhalt machen Ernst mit der Prävention.  
Dem ersatzkassen-gemeinsamen Präventionsvorhaben für Menschen mit  
Behinderung werden weitere Projekte folgen.

G
esunde Ernährung ist neben re-
gelmäßiger Bewegung ein we-
sentlicher Bestandteil der ge-
sundheitlichen Prävention. Die 

Lebenshilfe Magdeburg setzt sich gemein-
sam mit dem Verband der Ersatzkassen e. 
V. (vdek) dafür ein, dass auch Menschen 
mit einer Behinderung diese Präventions-
angebote uneingeschränkt nutzen können. 

Deshalb bringen die Lebenshilfe Mag-
deburg und der vdek, mit einem gemeinsa-
men Projekt, die gesunde Ernährung und 
das Wissen darum direkt und nachhaltig 
nach Hause – in diesem Fall in die Wohn-
stätten der Lebenshilfe in  Magdeburg.

Dazu wurde am 03. März 2017 eine Ko-
operationsvereinbarung zwischen bei-
den Partnern abgeschlossen. Das Ernäh-
rungsteam der Firma Strehlow GmbH 
partizipiert an der fachlichen und prakti-
schen Umsetzung des Projektes. 

Eltern; Erzieher als Vorbild

Die Gesundheitserhaltung und –förderung 
ist für Menschen ohne und mit Behinde-
rung gleich wichtig. Dabei spielen Faktoren 
wie die eigene Lebensweise und das Gefühl 
des Wohlbefindens – körperlich und emo-
tional – eine große Rolle, denn sie können 
maßgeblich die Gesundheit fördern. Die 
Vorbildfunktion der Eltern und Betreuer 
ist dabei entscheidend: Wenn diese eine 
richtige Ernährungs- und Bewegungswei-
se vorleben, wird das erheblichen positiven 
Einfluss auf die Motivation der Menschen 
mit Behinderung haben. Deshalb werden 
sowohl Eltern als auch die Betreuer der 
Wohnstätten von Beginn an aktiv in den 
Prozess einbezogen. Sie sollen unterstüt-
zen, motivieren und die Bewohner beim all-
täglich gesunden Essen beraten, ob in der 
Wohnstätte oder zu Hause.

Das Ernährungsteam der Strehlow 
GmbH wird in regelmäßigen Bewohner- 
und Betreuerschulungen, anschaulich 
und in leichter Sprache, gesunde Ernäh-
rungsgrundlagen vermitteln und aufzei-
gen, wie diese mit zunehmender Leich-
tigkeit in den Alltag integriert werden 
können: von der Ernährungspyramide 
über die Einkaufsplanung und Lagerung 
der Lebensmittel, bis zum Anrichten der 
Speisen. Dies alles frei nach dem Motto: 
„Wir kochen gut.“

Neben der Theorie sorgen auch Akti-
onstage und gemeinsame Kochevents für 
Spaß und gute Laune und somit auch für 
Freude an gesunder Ernährung.

Praxisnah und lebensnah

Projektstart war der 07.03.2017, der Tag 
der gesunden Ernährung, jetzt also auch 
in Magdeburg. Innerhalb eines Jah-
res wird das Projekt mit Bewohnern der 
Wohnstätten der Lebenshilfe Magde-
burg, auf freiwilliger Basis, umgesetzt. 

Viele Aktivitäten sind geplant: Rezep-
te des Monats, gemeinsame Kochevents, 
Thementage und vieles andere mehr. Zum 
Weihnachtsbasar der Lebenshilfe am 03. 
Dezember 2017 wird unter allen Projekt-
teilnehmern ein ganz besonderer Preis 
bei einer Tombola verlost. Wir wünschen 
viel Glück!  

DIE „PROJEKTMACHER“ Frau Ramona Kann (DAK) Dr. Volker Schmeichel (vdek) Heike Woost (Lebenshil-
fe Magdeburg) Frau Zur (Strehlow GmbH); Dr. Sabine Dutschko (Lebenshilfe Magdeburg) Uwe Strehlow 
(Strehlow GmbH) von links

»Wer trinkt ohne Durst,
wer ißt ohne Hunger,
stirbt umso junger.« Martin Luther 
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Die Landesregierung schickt sich an, das 
Rettungsdienstgesetz zu ändern. An-
lass hierfür ist, dass sich der durch Bun-
desgesetz neu eingeführte Beruf des 
Notfallsanitäters auch im Rettungs-
dienstgesetz des Landes Sachsen-An-
halt wiederfinden soll. Laut Bundesge-
setzgeber löst der länger ausgebildete 
Notfallsanitäter spätestens ab dem 1. Ja-
nuar 2021 den Rettungsassistenten ab. 
Wurde der Rettungsassistent zwei Jahre 
ausgebildet, so bedarf es nunmehr einer 
dreijährigen Ausbildung, um schließlich 
Notfallsanitäter zu werden. Die gesetz-
lichen Krankenkassen haben hier an-
geregt, dass der Rettungsassistent auch 
nach dem 1. Januar 2021 im Rettungs-
dienstgesetz Sachsen-Anhalt veran-
kert bleibt. Schließlich – so die Kassen 
– ist es ungewiss, ob eine abschließen-
de Umstellung auch tatsächlich funk-
tioniert. Mehr Flexibilität im Übergang 
könnte sich als sachgerecht erweisen.
Darüber hinaus sollte das Gesetz auch 
an anderen Stellen nachjustiert werden. 
So sieht der aktuelle Entwurf des In-
nenministeriums vor, dass für den Ret-
tungsdienst nur Organisationen in Frage 
kommen, die auch im Katastrophen-
schutz aktiv sind. Die gesetzliche Kran-
kenversicherung sieht dies als rechtlich 
unzulässige Beschränkung des Wett-
bewerbs an. Ihre Position stützt sie auf 
eine Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofes, wonach die Beteiligung 
am Katstrophenschutz kein Kriterium 
zur Beschränkung in Frage kommender 
Anbieter ist. Davon abgesehen werden 
mit der vorgesehen Regelung auch zwei 
ganz unterschiedliche Bereiche mitei-
nander vermischt. So finanziert die ge-
setzliche Krankenversicherung den Ret-
tungsdienst, der Katastrophenschutz 
wird hingegen durch die anfordernde 
Katastrophenschutzbehörde finanziert. 

Auswahlverfahren sollen auch immer 
wirtschaftlich sein. Dieses Ziel wird man 
aber weniger wahrscheinlich erreichen, 
wenn man den Kreis von potenziellen 
Anbietern, wie jetzt vorgesehen, ver-
kleinert. Es ist schließlich zu befürch-
ten, dass diejenigen Anbieter, die jetzt 
von vornherein von der Beteiligung an 
Ausschreibungen ausgeschlossen sein 
sollen, dagegen klagen. Die bis zu einer 
Entscheidung verbundene Unsicherheit, 
wer die Leistung erbringen soll, hilft 
keinem. Auch der zeitliche Verzug bei 
der Vergabe von Leistungen wäre ein 
unerwünschter Nebeneffekt.
Schließlich soll die Änderung des Ret-
tungsdienstgesetzes die Kassenärzt-
liche Vereinigung dazu ermächtigen, 
gegenüber Krankenhäusern Bußgel-
der zu verhängen. Dies greift, wenn 
die Krankenhäuser ohne hinreichen-
den Grund keine Notärzte für den Ret-
tungsdienst stellen. Die gesetzlichen 
Krankenkassen begrüßen diese Rege-
lung ausdrücklich. Denn eine Verpflich-
tung ohne Sanktionsmöglichkeit für den 
Fall, dass man ihr nicht nachkommt, ba-
siert ausschließlich auf dem guten Wil-
len der Beteiligten. Und das reicht oft-
mals nicht aus.

G E S E T Z G E B U N G  L A N D

Wer rettet den Wettbewerb  
im Rettungsdienst?

F R Ü H F Ö R D E R U N G

Fähigkeiten  
bei  Kindern  
mit  Handicaps   
rechtzeitig wecken!

Verzögert sich bei Kindern die Ent-
wicklung oder zeigen sie Auffäl-
ligkeiten beim Heranwachsen, 

können Eltern die Hilfen von heilpädago-
gischen Frühförderstellen, interdiszipli-
nären Frühförderstellen und Sozialpädi-
atrischen Zentren nutzen. Während sich 
Frühförderstellen auf rein heilpädagogi-
sche Behandlungen spezialisiert haben, 
werden in interdisziplinären Frühförder-
stellen durch multiprofessionelle Teams 
heilpädagogische Behandlungen je nach 
Erkrankungsbild mit Therapien aus den 
Bereichen der Logopädie, Physiotherapie 
oder Ergotherapie kombiniert. Die Förde-
rung bis zum Schuleintritt soll drohende 
Behinderungen vermeiden oder beste-
hende Einschränkungen mildern. Die Art 
und Zusammensetzung der Therapien 
orientiert sich am aktuellen Hilfebedarf 
eines jeden Kindes. Mit Verabschiedung 
des Gesetzes zur Stärkung der Teilha-
be und Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen (Bundesteilhabege-
setz – BTHG) vom 23. Dezember 2016 tre-
ten auch für den Bereich der Frühförde-
rung Änderungen in Kraft. Sogenannte 
Korridorleistungen, wie zum Beispiel 
Team- und Fallgespräche, Angehörigen-
beratungen und auch die Superversion 
rücken durch das Gesetz wieder stärker 
in den Fokus.
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K R A N K E N H Ä U S E R

Landesbasisfallwert 2017
Der Landesbasisfallwert ist schon lange kein unüberwindlicher Ver-
handlungsstreitpunkt mehr. Das gilt bundesweit, die Einigungskorrido-
re (seit 2010) haben sich mehrheitlich bewährt.

D
ie Krankenhausgesellschaft Sach-
sen-Anhalt und die Verbände der 
Krankenkassen in Sachsen-An-
halt haben sich nach konstrukti-

ven Verhandlungen über den Landesbasis-
fallwert für das Jahr 2017 geeinigt.

Der von den Vertragspartnern verein-
barte landesweit geltende Basisfallwert 
(LBFW) für die Krankenhäuser in Sach-
sen-Anhalt beträgt nunmehr 3.344,75 
Euro und liegt damit rund 66 Euro über 
dem bisher geltenden Wert. Den Kran-
kenhäusern in Sachsen-Anhalt werden 
damit allein über die Preiskomponente 
voraussichtlich insgesamt rund 41,2 Mil-
lionen Euro mehr als noch im letzten Jahr 
für die Behandlung der Patienten zur Ver-
fügung stehen.

Der Abschluss ermöglicht den Klini-
ken und Krankenkassen gleichermaßen, 
auf einer sicheren Grundlage ihre Bud-
gets 2017 zu planen. Die Krankenhausge-
sellschaft und die Krankenkassen in Sach-
sen-Anhalt zeigen sich mit dem erzielten 

Ergebnis zufrieden und erklären dazu: 
„Nach konstruktiven Verhandlungen ist 
es gelungen, für beide Parteien Planungs-
sicherheit in der Weise zu erzielen, dass 
die Budgetverhandlungen im Jahr 2017 
frühzeitig beginnen können. Die Einigung 
zeigt, dass die gemeinsame Selbstverwal-
tung im Gesundheitswesen funktioniert. 
Trotz unterschiedlicher finanzieller Aus-
gangsbedingungen haben beide Seiten 
gemeinsam einen tragfähigen Kompro-
miss gefunden, der für die Versicherten in 
Sachsen-Anhalt eine qualitativ hochwerti-
ge stationäre Versorgung sichert.“

In Sachsen-Anhalt werden in 48 Plan-
krankenhäusern über 600.000 Patienten 
pro Jahr stationär behandelt. Diesen Be-
handlungsfällen liegt auf Basis des ver-
einbarten Landesbasisfallwertes 2017 ein 
Landesbudget (exklusive Psychiatrie) von 
ca. 2,07 Milliarden Euro zu Grunde. 

Das Ministerium für Arbeit, Soziales 
und Integration hat diese Vereinbarung 
zum 1. März 2017 genehmigt.  

ENTWICKLUNG DES LANDESBASISFALLWERTES IN DEN LÄNDERN 

Der Landesbasisfallwert (LBFW) 
gilt für alle Krankenhäuser in Sach-
sen-Anhalt und bildet die Grundla-
ge für die Abrechnung von Kranken-
hausleistungen über Fallpauschalen 
(DRGs). Er bestimmt maßgeblich die 
Höhe der Preise, die das Kranken-
haus für die medizinische Leistung 
von den Krankenkassen und priva-
ten Krankenversicherungsunterneh-
men vergütet bekommt und damit 
auch die Höhe des Finanzvolumens, 
über das jedes Krankenhaus verfü-
gen kann. Anhand der erwarteten 
Fallzahlen können die Krankenkas-
sen ihre Kostenentwicklung abschät-
zen. Die Krankenhäuser sind durch 
die Prognose ihrer Einnahmen in der 
Lage, die Vorhaltung zur stationären 
medizinischen Versorgung und die 
daraus entstehenden Kosten sicher 
zu kalkulieren. 
Mit dem Krankenhausfinanzierungs-
reformgesetz (KHRG) wurde die Er-
mittlung des Bundesbasisfallwertes 
vorgesehen. Dieser sollte zwischen 
2010 und 2014 stark abweichende 
Landesbasisfallwerte an einen Kor-
ridor heranführen. Mit dem Bundes-
basisfallwert ist ein Korridor von 
+2,5 % bis -1,25 % festgeschrieben. 
Der Bundesbasisfallwert für 2017 
wurde auf der Basis des vom DRG In-
stitut im September 2016 übermittel-
ten Berechnungsergebnisses unter 
Berücksichtigung des Veränderungs-
wertes 2017 von den Spitzenverbän-
den auf der Bundesebene in Höhe 
von 3.376,11 Euro vereinbart. Die Kor-
ridorgrenzen von 2,5 % über dem 
Bundesbasisfallwert und 1,02 % un-
ter dem Bundesbasisfallwert für die 
Annäherung der Landesbasisfall-
werte an den Bundesbasisfallwert 
liegen damit bei 3.460,51 Euro für die 
obere Grenze und 3.341,67 Euro für 
die untere Grenze.

K R A N K E N H Ä U S E R

Der Hintergrund
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V E R A N S T A L T U N G

Randnotizen  
zum XVIII. Symposium

D
as gemeinsame Abendessen war 
nicht nur ein kulinarischer Hap-
pen. Wie man hörte, gab es an-
geregte Unterhaltungen zwi-

schen Vertretern des Ministeriums, der 
Ärztekammer und der Ersatzkassen. So 
gab es ja im Vortrag eine Länderschau 
über die Landeskrebsregister. Hier war 
allseitige „Stärkung“ gefragt, um die 
vielen offenen Punkte auf den Punkt zu 
 bringen.

Auch gab es unter den Wissenschaft-
lern noch geschäftigen Austausch bzgl. 
der Anreizwirkungen von Fallpauscha-
len und der Bedeutung von Mindestmen-
gen in der Planung. Aber dies ist ja nicht 
nur im Beruflichen, sondern auch im Pri-
vaten ganz wichtig: Wer bei der Auswahl 
des Anbieters nicht hinschaut, muss auch 
mal bezahlen, wenn‘s nicht gefällt.

Die Folienvorträge stehen wie ge-
wohnt auf unserer Homepage zum 

Herunterladen bereit: www.vdek.com/
LVen/SAH/Politik/Termine.html 
Terminvorschau auf das XVIV. Symposi­
um: 30.11. und 1.12. 2017 im Herrenkrug­
hotel Magdeburg  

FESSELTEN DIE ZUHÖRER: Staatsekretärin Beate Bröcker (links) und die Referenten des ersten (Prof. Holger 
Mühlenkamp, Prof. Herbert Rebscher, Dr. Regina Klakow-Franck und Dr. Simone Heinemann-Meerz, rechts 
oben) und zweiten Tages (Dr. Cristof Veit, Volker Rehboldt, Dorothe Krug, Dr. Klaus Holst und Prof. Gerhard 
Jorch , rechts unten).
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Das Buch ist ein Lehrbuch für Füh-
rungskräfte, die lernen wollen, wie 
sie ihre Ziele im Gespräch ernst-
haft verfolgen können. Erfolgreiches 
Führen im Alltag ist ohne Gespräch 
nicht denkbar – mit Mitarbeitern, 
Vorgesetzten oder Kunden – mit 
Partnern, Kindern oder Freunden. 
Obwohl Gesprächsführung weder 
Schul- noch Ausbildungsfach ist, er-
fordert es wie Lesen, Schreiben und 
Rechnen ganz spezifische Kompe-
tenzen. Wie sich das eigene Können 
optimieren lässt, um das Gespräch 
als Mittel der Führung sinnvoll, 
zweckmäßig, zielorientiert und ra-
tionell zu nutzen, vermittelt dieses 
Buch praxisnah. 

Christian-Rainer Weißbach, 
Petra Sonne-Neubacher 
Professionelle 
 Gesprächsführung 
485 S., 14,90 €,  
Verlag C. H. Beck

Die vierte Auflage des Berliner 
Kommentars SGB I von Werner Lilge 
ist ein aktueller Wegweiser durch 
das Dickicht des Sozialrechts. Das 
Werk ist auf dem neuesten Stand der 
Gesetzgebung und Rechtsprechung. 
Dank seiner verständlichen Sprache 
und der praxisorientierten, ausführ-
lichen Erläuterungen ist dieses Werk 
als Auslegungshilfe ein unentbehr-
licher Begleiter durch sämtliche 
Sozialrechtsfälle. Der Kommentar 
unterstützt im gesamten Sozialrecht. 

Werner Lilge 
SGB I Allgemeiner Teil 
1426 S., 118 €,  
Erich Schmidt Verlag

B Ü C H E R

Professionelle 
 Gesprächsführung

SGB I  
Allgemeiner Teil
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